
 

 Vorlagen-Nummer: 2025/153 
  

Dienststelle: 73 FD Planung und Stadtentwicklung Bad Vilbel, 05.11.2025 
Sachbearbeiter / in: Herr Reitzmann  
Vorlage für: 
Magistrat 24.11.2025 
Ortsbeirat Gronau 03.12.2025 
Planungs-, Bau- und Umweltausschuss 09.12.2025 
Stadtverordnetenversammlung 16.12.2025 

 
Betreff 
 

Bauleitplanung der Stadt Bad Vilbel 
Bebauungsplan "Am Gronauer Bahnhof" in Bad Vilbel, Gemarkung Gronau, nach dem Baugesetzbuch (BauGB) 
hier: Beschlussfassung als Satzung gemäß § 10 BauGB 
  
Sachverhalt / Begründung 
Nachdem über die, während den Verfahren nach §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB vorgebrachten Stellungnahmen die 
Beschlussfassung durch die Stadtverordnetenversammlung erfolgte, kann der Bebauungsplan „Am Gronauer 
Bahnhof“ als Satzung beschlossen werden. Gleichzeitig werden die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen 
gemäß § 91 Hessischer Bauordnung (HBO) als Satzung beschlossen. 

 
 
Beschlussvorschlag 
 
 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 10 BauGB den im Vollverfahren aufgestellten 
Bebauungsplan „Am Gronauer Bahnhof“ in der Fassung vom 31.10.2025, in Bad Vilbel, Gemarkung Gronau, 
bestehend aus textlichen Festsetzungen, Planzeichnung, Begründung und Umweltbericht, als Satzung. Ebenso 
werden die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen gemäß § 91 Hessische Bauordnung (HBO) in Verbindung mit 
§ 9 (4) BauGB als Satzung beschlossen. 

Dem Bebauungsplan werden die folgenden Fachgutachten beigefügt: Bodengutachten Baugrundbeurteilung, 
Verkehrsuntersuchung, Erschütterungstechnische Untersuchung, Schalltechnische Untersuchung, Spezielle 
artenschutzrechtliche Prüfung.  
   
Beschlussgrundlage 

 Beschluss der / des       vom:        Freiwillige Leistung 
 (sonstige Beschlussgrundlage, z. B. Richtlinie)  Gesetzliche / vertragl. Leistung 

 
Haushaltsplan 
HB TB UB Haushaltsstelle Haushaltsjahr      Kostenstelle       
                  Kostenart       Kostenträger       

 
Finanzielle Auswirkungen: 
x Keine finanziellen Auswirkungen  Antrag auf Ausgabe nach § 100 HGO 
 Maßnahme wurde bei der Finanzplanung berücksichtigt  Antrag auf Deckung durch Nachtrag 
 Deckung durch Budget  Folgekosten für zukünftige Jahre 

 
Ökologische und klimatische Auswirkungen: 
Im Rahmen der Bauleitplanung werden die zu prüfenden Umweltbelange erfasst. Die Aufstellung des 
Bebauungsplans ist im Vollverfahren mit Erstellung eines Umweltberichtes, einer Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung 
und einer Speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung erfolgt. Die aus den umweltbezogenen Fachgutachten 
resultierenden Maßnahmen wurden im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplans berücksichtigt. Aus dem 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrag resultieren u.a. Festsetzungen zur Vermeidung von Lichtverschmutzung, zum 
Vogelschutz an Glasfassaden und zur Vermeidung von Tötung. Der artenschutzrechtliche Ausgleich erfolgt durch 
und zur Neuanbringung von Nistkästen und Fledermauskästen innerhalb des Plangebietes oder im Umfeld. Der 
naturschutzrechtliche Ausgleich erfolgt durch Maßnahmen im Geltungsbereich (extensive Dachbegrünung) und 
über den Ankauf von Ökopunkten. Über grünordnerische Festsetzungen wird die Mindestbegründung des 
Plangebietes sichergestellt. Die grünordnerischen Maßnahmen wirken sich zudem positiv auf das Kleinklima aus. 

Entsprechend den Ergebnissen der schall- und erschütterungstechnischen Untersuchung enthält der 
Bebauungsplan Festsetzungen und Hinweise, die Beeinträchtigungen der geplanten Wohnbebauung durch den 
Schienenverkehr auf der Niddertal-Bahn vermeiden. Durch entsprechende bauliche Maßnahmen und passiven 
Schallschutz können gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Geltungsbereich gesichert werden. Der 
erforderliche Umfang der Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen kann ggf. im Vorfeld 
des Baugenehmigungsverfahrens auf Basis einer konkretisierten Gebäudeplanung geprüft und angepasst werden.  
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Gesehen und einverstanden: 

 

(Sachbearbeiter / Fachbereichsleiter)  (Dezernent ) 
 




